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Auf die völkerrechtswidrige russische Annexion ukrainischer Gebiete hat die EUmit dem Achten Sanktionspaket reagiert, das am

7.10.2022 in Kraft getreten ist. Ungeachtet der Nachvollziehbarkeit dieses Schritts haben sowohl der Deutsche Anwaltverein

(s. dazu auch die Meldung auf S. 2370 in diesem Heft) als auch die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) die wesentliche Ein-

schränkung der rechtlichen Beratung von in Russland niedergelassenen juristischen Personen, Organisationen und Einrichtun-

gen nach dem neuen Artikel 5n der entsprechenden EU-Verordnung auf das Schärfste kritisiert (Presserklärung BRAK Nr. 9/2022

vom 10.10.2022 und DAV Newsroom Statements vom 10.10.2022). Mit einem Schreiben vom 7.10.2022 hat sich die BRAK an

Bundesjustizminister Dr. Marco Buschmann gewandt und diesen nachdrücklich aufgefordert, für die Sicherung von Rechtsstaat-

lichkeit und uneingeschränkter Berufsausübungsfreiheit der Anwaltschaft einzustehen. „Schon Art. 12 GG gebietet die Siche-

rung [der] Berufsausübungsfreiheit! Es muss allein die Entscheidung jeder Rechtsanwältin und jedes Rechtsanwalts sein, ob sie

oder er ein Mandat annehmen oder es – beispielsweise aus moralischen Gründen – ablehnen möchte.“, so BRAK-Präsident

Rechtsanwalt und Notar Dr. Ulrich Wessels. Ferner sichere die Berufsordnung (BORA) keineswegs nur die Freiheit der Berufsaus-

übung, sondern darüber hinaus auch die Teilnahme am Recht. Die Funktionsfähigkeit des Rechtsstaates werde in ihren Grund-

festen erschüttert, sollte es bei den nun auf den Weg gebrachten Regelungen bleiben. Die in der neuen Verordnung vorgesehe-

nen Einschränkungen bei der rechtlichen Beratung müssten angesichts der massiven rechtsstaatlichen und verfassungsrechtli-

chen Bedenken zwingendwieder rückgängig gemacht werden.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Ausgleichsanspruch für Fluggäste

wegen Verspätung auch bei Flug mit direk-

ten Anschlussflügen unterschiedlicher Air-

lines – flightright

Der EuGH hat mit Urteil vom 6.10.2022 – C-436/

21 – entschieden, dass der Ausgleichsanspruch

für Fluggäste wegen großer Verspätung auch

bei einem Flug mit direkten Anschlussflügen

gilt, bei dem die Flüge von unterschiedlichen

ausführenden Luftfahrtunternehmen durchge-

führt werden. Wurden die Flüge von einem Rei-

sebüro kombiniert, das einen Gesamtpreis in

Rechnung gestellt und einen einheitlichen Flug-

schein ausgegeben hat, ist unerheblich, dass

zwischen den Luftfahrtunternehmen keine

rechtliche Beziehung besteht. Mit seinem Urteil

hat der Gerichtshof entschieden, dass der Begriff

„direkte Anschlussflüge“ einen Beförderungsvor-

gang mit Ausgangspunkt in einem Mitgliedstaat

erfasst, der aus mehreren Flügen besteht, die

von unterschiedlichen, nicht durch eine recht-

liche Beziehung miteinander verbundenen aus-

führenden Luftfahrtunternehmen durchgeführt

werden, wenn diese Flüge von einem Reisebüro

zusammengefasst wurden, das für diesen Vor-

gang einen Gesamtpreis in Rechnung gestellt

und einen einheitlichen Flugschein ausgegeben

hat. Der Gerichtshof weist darauf hin, dass der

Begriff „direkte Anschlussflüge“ so zu verstehen

ist, dass er zwei oder mehr Flüge bezeichnet, die

für die Zwecke des in der Verordnung Nr. 261/

2004 vorgesehenen Ausgleichsanspruchs von

Fluggästen eine Gesamtheit darstellen. Eine sol-

che Gesamtheit liegt vor, wenn die Flüge Gegen-

stand einer einzigen Buchung waren.
(PM EuGH Nr. 166/2022 6.10.2022)
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2369-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Werbung mit in der Öffentlichkeit ge-

äußerten Fachaussagen eines Arztes – Reiz-

darmsyndrom

Ein Arzt, der sich mit Fachaussagen selbst in

die Öffentlichkeit begeben hat, muss eine

Bezugnahme auf diese Fachaussagen in einer

Werbeanzeige im Regelfall hinnehmen, soweit

er mit den ihm zugeschriebenen Fachaussagen

zutreffend zitiert wird und ihn der Durch-

schnittsleser nicht in einen Zusammenhang

mit dem beworbenen Produkt bringt, indem

dieser etwa von „bezahlten“ Äußerungen oder

sonstigen geschäftlichen Verbindungen ausgin-

ge.

BGH, Urteil vom 28.7.2022 – I ZR 171/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2369-2

unter www.betriebs-berater.de

BGH: „Rechtsanwalt“ ohne Namensangabe

ist keine einfache Signatur i. S. d. § 130a

Abs. 3 Satz 1 Alt. 2 ZPO

Die einfache Signatur im Sinne des § 130a

Abs. 3 Satz 1 Alt. 2 ZPO meint die einfache

Wiedergabe des Namens am Ende des Textes,

beispielsweise bestehend aus einem maschi-

nenschriftlichen Namenszug unter dem Schrift-

satz oder einer eingescannten Unterschrift.

Nicht genügend ist das Wort „Rechtsanwalt“

ohne Namensangabe (im Anschluss an BAGE

172, 186 = NJW 2020, 3476 und BSG NJW

2022, 1334).

BGH, Beschluss vom 7.9.2022 – XII ZB 215/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2369-3

unter www.betriebs-berater.de

LG München I: „Gestrichene Streichpreise“ –

Werbung mit Streichpreisen ist irreführend

und verstößt gegen die neue PAngV

Das LG München I hat mit Urteil vom 10.10.2022

– 42 O 9140/22 – die Werbung einer Vergleichs-

und Verkaufsplattform mit Streichpreisen und

Rabattkästchen für Markenparfums als irrefüh-

rend für Verbraucher eingestuft und der Platt-

form die entsprechende Bewerbung der Pro-

dukte im Wege des einstweiligen Rechtsschut-

zes untersagt. Die Kammer ordnet die konkrete

Darstellung der Streichpreise und Rabattkäst-

chen durch die Verfügungsbeklagte als Verstoß

gegen das Gesetz gegen den unlauteren Wett-

bewerb (UWG) ein.

Soweit die Verfügungsbeklagte die Streichprei-

se und Rabattkästchen in ihren Galerieansich-

ten und auf ihren Produktdetailseiten verwen-

det, sei die Darstellung irreführend im Sinne

des § 5 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2 UWG, da sie zur

Täuschung geeignete Angaben über das Vor-

handensein eines besonderen Preisvorteils ent-

halte.

Werden Preise für ein Angebot durchgestri-

chenen Preisen gegenübergestellt oder mit ei-

nem prozentualen Abzug beworben, müsse

sich aus der Werbung die Bezugsgröße ein-

deutig ergeben. Die Werbung mit einer Preis-

herabsetzung beinhalte ein hohes Irrefüh-

rungspotential, da der Eindruck vermittelt

werde, es handele sich um ein besonders

günstiges Angebot.

Zudem verstießen die verwendeten Streichprei-

se in der Bestellübersicht im Rahmen des Direkt-

verkaufs gegen die Vorschrift des § 11 Abs. 1

Preisangabenverordnung (PAngV). Die Verfü-

gungsbeklagte stelle entgegen der gesetzlichen

Vorgabe bei Angabe der Preisermäßigung nicht

auf den niedrigsten Gesamtpreis ab, den sie

selbst innerhalb der letzten 30 Tage vor Preiser-

mäßigung angewendet habe, sondern nehme

auf den teuersten auf der Plattform ermittelba-

ren Verkaufspreis Bezug.

Der Verstoß gegen die Verordnung sei unlauter,

führt die Kammer in den Urteilsgründen aus, da
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